
Bundessozialgericht

* 5 RJ 58/77 —

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter:

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 15. September 4978

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landesw

sozialgerichts für das Land Nordrhein—Westfalen vom
12. November 1976 wird zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens haben

sich die Beteiligten nicht zu erstatten.
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G r ü n d e

e

Streitig ist ZJischm den Beteiligten, ob d.ie Neuberechnung

nach dem Rente efe rmgesetz (REG) vom ib. Oktober i972 zu

eir er nrnonunb der Wi_twenrente führen muß, die die Rlä■e ri ll

von der Bel elag3te-n erluiu.

Aus der Versicherung ihres im Jahre 1914 geborenen und W945

verstorbenen L%1emannes erh;ilt die Krugerin Witwenren e seit

dem 1. März 493%) Der Zahlbetrag dieser nach dem Arbeiter“

rentenver>leherunb %Neur@%81ungsges (A“V im Jahre 4957

umgestellten Rente betrug ab 4. Juli )72 me

nitlich

463’‚ 70 DPh

nach Mitteilung der Beklagten vom 14. September 197% ergab

die von der Klägerin beantragte Neuberechnung der uitwo nrente

nach den Vorschriften des EEG Keine Erhöhung dieses Betrages.

Die dagegen gerichtete Klage Ma d as Sozialgericht (E;G)

abgewiesen (Urteil vom 27..O. 4)7 5). Das Larov„„041ulgericnt

(LSG) hat die Berufung 7uluß!”8Wl ser1 und zur Begründung

seiner Entscheidung im wese11tlichen ausgoiunrt Die Beklagte

habe die Neuberechnung zutreffend aufgrund des Art 2 5 55b

Abs 5 ArVNG vorgenommen und dabei 25 Vereicherungsjahre (das

sind die halenderjahre zwischen dem Jahr der Vollendung des

45. Lebensjahres und dem Jahr nach Vollendung des HO. Lebens“

jahres) zugrunde gelegt. ßie habe den fiktiven Zahlbetrag der

Witwenrente anhand einer Rentenbemeseungsgrundlage von 75 vH

‘ichtig mit 468,90 DM monatlich festgestellt. Für die von der

Klägerin begehrte Anrechnung einer Zure chnungs zeit bis zum

55. Lebens;jahr ihres Ehemannes gebe es keine esetz liche xrundw

lage. @ 4260 Reichswer31"herungeordnuig
(EVO)€

gelte nicht .für
Versicherungsiälle, die vor dem ?. Januar 49f7 e1nge+ieuen seien.

ln Art 2 5 55b ArVNG sei die Anrechnrng einer ind1viuuel len

Zurechnungszeit nicht vorgesehen. Die erc1szhiede bei der
_\._

uberet„nu ng; der Renten nach h11 steinlor„en in Art 2 in 57a
’)und 55b ArVNG stellten keinen Verst0n gegen den Gleichbehandw

\\\
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lungsgrundsatz des Art 5 Abs 4 Grundgesetz (GG) dar. Die unglei—

che Behandlung der Renten „ Je nachdem, ob sie auf einem bis

zum oder s‚it dem 1. Januar 4957 eingetretenen Versicherungs»

fall beruhen — ergebe sich aus den seit 4957 bestehenden unter“

schiedlichen Berechnungsverschriften. Da bei den 4957 pauschal

umgestellten Renten weder die Anzahl noch die Zusammensetzung

der anrechnungsfähigen Vers10herungsjahre noch die persönliche

Bemessungsgrundlage bekannt seien, habe in Art 2 5 55b ATVNG

eine entsprechend pauschalierte Regelung getroffen werden

müssen. Im Gegensatz dazu setze Art 2 5 55a ArJNG die Kenntnis

sowohl von Zahl und Art der Versicherungsjahre als auch die

persönliche Bemessungsgrundlage voraus. Die in Art 2 5 55b

ArVNG getroffene Regelung entspreche den Umstellungsvorschrif-

ten des ArVNG, die nicht gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz

verstießen. Bei der Umstellung der Renten nach dem ArVNG 4957sei

zwar eine Zurechnungszeit mitberücksichtigt worden, jedoch

nicht individuell im Einzelfall, sondern über den tabellarischen

Berechnungsfaktor. Eine ähnliche pauschale Berücksichtigun‘

finde sich auch in Art 2 @ 55b ArVNG, in dem auf die Vollendung

des 40. Lebensjahres abgestellt werde, auch wenn der Verei—

cherungsfall wesentlich früher eingetreten sei. Außerdem werde

unterstellt, daß bereits vom 16. Lebensjahr an durchgehend

Beiträge entrichtet worden seien. Die Vorschriften des Art 2

@@ 55a und b ArVNG verstießen nicht gegen den Gleichbehandlunesw

grundsatz, weil der Gesetzgeber ungleiche Sachverhalte ungleich

behandelt habe.

Die Klägerin hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt.

Sie rügt eine Verletzung des Art 5 Abs 4 GG. Gegenüber der

Vorschr ft des Art 2 @ 55a ArVNG bedeute die Regelung in Art 2

% 55b ArVNG eine Schlechterstellung. Das könne nicht der ”ille

des Gesetzgebers sein. % 4260 RVG, der die Anrechnung der

Zurechnungszeit versehe‚ gelte im Gegensatz zur Auffassung

des LSG auch für Versicherungsfälle vor dem 4. Januar 4957.

Renten aus Versicherungsfällen vor und ab ?. Januar 495” könnu
\

ten nicht ungleich behandelt werden. Der Grundsatz der Gleicn»

„ 4 _
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behandlung sei jedenfalls dann verletzt, wenn in den Fällen,

in denen im Faktor eine Zurechnungszeit bis zum 55. Lebensjahr

berücksichtigt werden sei, diese Zurechnungszeit bei der

Berechnung der Rente nach Mindesteinkommen außer Ansatz bleibe.

Die Klägerin beantragt,

das angefochtene Urteil des Landessozial»

gerichts für das Land Nordrhein—Westfalen

vom 12. November 1976 unter Aufhebung des

Urteils des Sozialgerichts Köln vom
27. Oktober 4975 und des Bescheides der

Beklagten vom 14. September 1974 abzuändern

und die Beklagte zu verurteilen, der Klägerin

eine höhere Witwenrente ab 1. Januar 4975
unter Berücksichtigung einer Zurechnungsm

zeit zu gewähren;

hilfsweise,

das angefochtene Urteil mit den ihm zugrunde

liegenden Feststellungen aufzuheben und die

Entscheidung an das Landessozialgericht

zurückzuverweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie weist darauf hin, daß bei der pauschalen Ermittlung der

Versicherungsjahre bis mindestens zum AO. Lebensjahr gemäß

Art 2 5 55b ArVNG eine ununterbrochene Versicherungszeit ab

dem 46. Lebensjahr zugrunde gelegt werde. Bei neu zu berech-

nenden Renten sei dagegen diese Zeit regelmäßig nicht voll

belegt. Hinzu komme, daß bei der Regelung nach Art 2 5 55a

ArVNG nur die Pflichtbeiträge auf 75% erhöht würden, andere

Zeiten dagegen nicht.

Die Beteiligten haben sich übereinstimmend mit einer Entschei

dung ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt.
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Die R<Vi sion i.st i‘orm und fristgerecht ein5ele5t worden.
We5en der Versäumun5 ler Revisior1sfriet hat der Senat der

nla5erin Wiedereinsetzun5 in den vori5en Stand 5ewährt (%

Abs 1 & Ma {er ichts 5esetz WSGGW denn sie hat die Fris
1-V7

)‚
infolge ihres Armenr echte -5;esuche ohne ersohulden versäumt.

Der Beschluß über die Bewi li5unj des Armenrechts ist dem bei«

5eo*qneta Reechtsanwalt am 45‚ März 1977 zu5eetellt werden.

Die veesdumte Rechts 1lan<PuL5‚ die Einle5un5 der Revision, ist

am 44. Apri "1”?// innerhalb eires 1©■a ts nach We5fall des Hinder

nisses naoh5eholt Werden. Auch die Frist zur Be5ründun5 der

Revisior ist mit dem beim Bundessoéral5eeicht (BSG) am 12. Mai
"4

?enen b"11iit etz 5ewahrt, denn sie läuft hier

“h Zustellung de— die Miedereinsetzun5 5ewährenden

Beenhiuswee ab (v5] BMG SozR 1500 5 ?C1 Nr 93 Beschluß vom
10.5.3978 — ? Bär 18/78). ber d1e Vq1eie: inset tznn5 hat der

Senat aber e‘st in Verbindun5 nit der Baohentsoheidun5 befunden.

Die s«1m1t zulässige Revision ist nicht begründet„ Der Klägerin

steht auf5ruad einer Berechnun5 nach 5 55b Abs 5 ArVNG keine

höhere Witwenrente zu, als ihr von der Beklagten gezahlt wird.

|
1 4

Das hat das .LSG zutrei fend ent:ohiede1, so daß auf die Gründe

ocnoenen Urteils verwiesen wird.

/15 33% 11YNG ist iurcn das EEG nit Mirkun5 ab 1. Janua1

in das ArfRG ein5efü5t werden. Darin wird die Berechnung @

mente nach Mindesteinkomn1en für die vor dem 4. Januar 1957

eingetretenen Versicherungsfälle « was für die Klägerin

21tri fit „ 5ere5elt und insoweit @ 558 ArVNG ergänzt. Leistungs

anteile aus der knap}sohaftlichen neztenxer icherun5 sind in

der W1tvenrento der Klä rin nicht enthalten, so daß die

Gonäerre5olun5 des 5 553 Abs 5 ArVNG hier nicht in Betracht

Kommt.

”” 9 55b rJI G nick vorgew
„ie b;rüeksicht 15u15 e.ine ; Zurechnungszeit (@ 4260 EVO) ist

21 % ‚ga — in Art F
U

“ in 110835315125

u'
7

(} f}
.

11en. Des ergibt sich eindeuti5 Zaraus, daß 1er Gesetzgeber
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es auf die Vollendung des @O. Lebensjahres abstellt‚ sofern
dieser Zeitpunkt später liegt als der Rentenbeginn bzw bei der

Witwenrente der Zeitpunkt des Todes. Käme eine Zurechnungszeit
bis zur Vollendung des 55. Lebensjahres in Betracht, dann würde

das Abstellen auf das 40. Lebensjahr sinnlos werden. Die Rege—

lung verstößt nicht gegen Art 3 Abs 1 GG. Der Gleichheitssatz

verbietet es, wesentlich Gleiches willkürlich ungleich und

wesentlich Ungleiches willkürlich gleich zu behandeln. Seine

Gestaltungsfreiheit überschreitet der Gesetzgeber erst dann,

wenn sich ein vernüftiger’ aus der Natur der Sache sich erge«
bender oder sonstwie einleuchtender Grund für eine gesetzliche
Differenzierung nicht finden läßt (vgl BSGE 54, 456, 137 unter

Hinweis 3Uf die einschlägige Rechtsprechung des BVerfG).

Um die 4957 durch Vervielfältigung des ‘teigerungsbetrages
mit einem UmreChnunßSfaktor umgestellten Renten‚ wie im BBG

vorgesehen, an eine Rente nach Mindesteinkommen anheben zu
können, mußte der Gesetzgeber wieder ein pauschaliertes Ver—

fahren wählen. Nur 80 ließen sich die mit dieser Reform
verbundenen Ziele in angemessener Frist verwirklichen. Da
bei den auf VereiC■erungsfällen vor dem 4. Januar 4957

beruhenden Renten weder die anrechnungsfähigen Versicherungsm

jahre noch die maßgebende Rentenbemessungsgrundlage bekannt
sind, hat der Gesetzgeber auf das Geburtsjahr des Versicherten
und das Jahr des Rentenbeginns die Neuberechnung abgestellt.

Im Gegensatz zu Art 2 3 55a ArVNG kommt bei der Berechnung

nach Art 2 5 55b ArVNG die Berücksichtigung einer Zurechnun35»
zeit zwar nicht in Betracht, dafür ist aber gewährleistet, daß

mindestens VOR 25 anrechhungsfähigen Versiche‘ungsjahren ausm
zugehen iSt- Während @ 55a bei der Erhöhung nach Mindest»
einkommen von den mit Pflichtbeiträgen belegten Monaten aus"
geht, erfaßt @55b die gesamte anrechnungsfähige Versicherunäs
zeit und ggf bis zur Grenze von 25 Jahren darüber hinausgehende
Zeiten. Für die Nichtberücksichtigung der Zurechnangszeit hat

der Gesetzgeber 80 einen Ausgleich geschaffen und dem sachlichen
Unterschied ZWiSChGH den vor dem 4. Januar 4957 bereits gezahlu

ten Renten und den nach diesem Zeitpunkt gewährten Rechnung
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getragen. Es handelt sich um eine Differenzierung, die sich.

aus der Natur der notwendigerweise unterschiedlichen Renten—

berechnung ergibt und durch die der Gesetzgeber die Grenzen

der ihm erlaubten Gestaltungsfreiheit nicht überschritten net.

Besonderheiten in Einzelfällen darf der Gesetzgeber in Bereich

der Sozialversioherung vernachlässigen, weil bei ner bier

notwendigen Ordnung von Massenersoheinungen typieieronde

Regelungen unerläßlioh sind (so bereits BSG in SozR 2?00

€ 1255 Nr 6).

Die Kostenentsoheidung beruht auf @ 195 SGG.
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